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Konjunkturpolitik

Konjunkturzuschlag 
Erfahrungen mit einem neuen Instrument

Günter Großer, Hamburg

Der in der Bundesrepublik nunmehr zu Ende 
gehende fünfte Konjunkturzyklus der Nach­

kriegszeit unterschied sich in so mancher Bezie­
hung von seinen Vorgängern. Das gilt sowohl für 
den Ablauf des konjunkturellen Geschehens selbst 
wie auch für seine wirtschaftspolitische „Bewälti­
gung“. Eines der bemerkenswertesten dabei ein­
gesetzten Instrumente war die Erhebung eines 
10%igen Zuschlags auf die Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer vom August 1970 bis Juni 1971 — 
bemerkenswert vor allem deshalb, weil aus ver­
teilungspolitischen Gründen von vornherein eine 
Rückzahlung angekündigt wurde, die zudem mit 
dem 31. 3. 1973 als spätestem Termin relativ kurz 
befristet war.

Zweifel bei der Einführung

Nicht zuletzt aus diesem Grunde wurde die Wirk­
samkeit der unkonventionellen Maßnahme zur 
Dämpfung der Nachfrageexpansion mit dem Hin­
weis auf mögliche kompensatorische Reaktionen 
der Spartätigkeit bezweifelt. Tatsächlich ging aber 
d ie  Sparquote der privaten Haushalte im Erhe­
bungszeitraum 1970/71 nicht etwa zurück, sondern 
s ie  erreichte -  im Zusammenhang mit der ver­
stärkten Förderung der Vermögensbildung durch 
Gesetz und tarifvertragliche Vereinbarungen — 
sogar einen neuen Höchststand. Und das, obwohl 
das Aufkommen aus dem Steuerzuschlag mit fast 
6 Mrd. DM den Voranschlag deutlich übertraf. Bei 
allen Schlußfolgerungen muß allerdings berück­
sichtigt werden, daß niemand den Konjunkturver­
lauf ohne Konjunkturzuschlag rekonstruieren 
kann. Schon aus diesem Grunde ist auch der 
starke Preisauftrieb während des Erhebungszeit­
raums und darüber hinaus noch keinerlei Beweis 
fü r die stabilitätspolitische Unwirksamkeit des 
Konjunkturzuschlags.

Es kann nicht verwundern, daß jetzt auch die An­
kündigung der Rückzahlung des Konjunkturzu­

schlags für die Jahresmitte Diskussionen darüber 
ausgelöst hat, mit welchen Auswirkungen zu rech­
nen und -  damit verknüpft -  ob der gewählte 
Zeitpunkt konjunkturpolitisch richtig ist. Anderer­
seits ist klar, daß alle Überlegungen dazu wieder­
um nur die verschiedenen Möglichkeiten um­
reißen und bis zu einem gewissen Grade nach 
ihrem Wahrscheinlichkeitsgehalt bewerten können, 
ohne daß die Ergebnisse später exakt nachprüfbar 
sein werden. Nicht zu bestreiten ist lediglich die 
Tatsache, daß Einkommensteile in der genannten 
Höhe, die sonst 1970/71 nur kurz nach dem Höhe­
punkt des Konjunkturzyklus den privaten Haus­
halten und Unternehmen zugeflossen wären, jetzt 
erst bei spürbar verringerter Auslastung von Kapa­
zitäten und Arbeitskräften verfügbar werden.

RQdtzahlung unter Zeitdrude

Wenn dennoch Bedenken gegen den Zeitpunkt der 
Rückzahlung geäußert werden, so entspringen, sie 
der Sorge, daß damit dem Prozeß der konjunk­
turellen Beruhigung des Preisauftriebs entgegen­
gewirkt wird. Zwar ist die jährliche Steigerungs­
rate der industriellen Erzeugerpreise inzwischen 
von 6,5 o/o Mitte 1970 auf 2,7 Vo im März 1972 ge­
sunken, aber bei den Preisen für die private 
Lebenshaltung ist die Abflachung der Teuerungs­
rate von 5,9 “/o, dem im Herbst vergangenen Jah­
res erreichten Maximum, auf 5,4 ®/o im März dieses 
Jahres weit weniger beeindruckend. Es ist auch 
nicht zu erwarten, daß dieser Prozeß lange genug 
anhält, um den Preisauftrieb in absehbarer Zeit
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auf das früher tolerierte Maß zurücl<zufüiiren. Dies 
gilt insbesondere unter dem Blickwinkel der sicli 
bereits abzeichnenden Konjunkturbelebung. Aber 
gerade dieser Umstand spricht dafür, den Kon­
junkturzuschlag lieber jetzt, in der Phase noch 
rückläufiger Beschäftigung der Ressourcen, zu er­
statten als etwa zum letztmöglichen Zeitpunkt des 
31. 3. 1973, wenn dadurch unter Umständen eine 
bereits kräftige Nachfrageexpansion zusätzlich 
stimuliert würde.

Wie sehr auch die Bundesregierung die Proble­
matik der Rückzahlung im Auge hat, geht daraus 
hervor, daß sie bei der Ankündigung auf die vor­
aussichtliche Verwendung der Mittel zur Konsoli­
dierung aufgenommener Kredite in den Unterneh­
men hinwies und eine überdurchschnittlich hohe 
Sparquote für den auf die privaten Haushalte ent­
fallenden Betrag annahm. Ob und in welchem 
Maße es wirklich dazu kommt, hängt jetzt von den 
Verhaltensweisen der Empfänger ab. In erster 
Linie werden dies die privaten Haushalte sein. 
Ihnen werden schätzungsweise 4Vi Mrd. DM zu­
fließen, wenn man ihnen außer dem auf Lohn­
steuern entrichteten Konjunkturzuschlag auch den 
größeren Teil dessen zurechnet, was im Zusam­
menhang mit Einkommensteuern entrichtet wurde. 
Der Restbetrag von l ’A Mrd. DM würde also den 
Unternehmen verbleiben. Welche Möglichkeiten 
der Verwendung wären auf dieser Basis für die 
6 Mrd. DM denkbar?

Alternative Verwendungen

Ein Extrem besteht in der Ausgabe des vollen er­
statteten Konjunkturzuschlags für Konsum- und 
Investitionsgüter. In diesem Fall würde das Brutto­
sozialprodukt im zweiten Halbjahr 1972 nominal 
um etwa VItVa  stärker zunehmen als ohne die 
Rückzahlung. Am größten wäre die Stimulierung 
bei den privaten Verbrauchsausgaben. Ihre Zu­
wachsrate erhöhte sich dann insgesamt um rd.
2 Prozentpunkte (auf 9 %). Bei den Investitions­
ausgaben würde der zusätzliche Impuls nur wenig 
über einen Prozentpunkt hinausgehen. In beiden 
Fällen handelt es sich dabei lediglich um die 
direkte Nachfrageerhöhung, die ausgelösten 
Sekundärwirkungen bleiben außer Betracht.

Eine andere extreme Annahme bestünde darin, 
daß die Erstattungsbeträge zu keinerlei Käufen 
anregten, sondern die privaten Haushalte aus­
schließlich ihre Ersparnisse entsprechend auf­
stockten und die Unternehmen Schulden konsoli­
dierten. Dies wäre allerdings insofern nicht einmal 
völlig konjunkturneutral, als immerhin die Liquidi­
tät der Banken erhöht würde -  wenn von Ab­
flüssen ins Ausland abgesehen wird — und das 
Zinsniveau unter Druck geriete. Indirekt wären 
auch so Nachfrageanregungen wahrscheinlich.

Die zunächst restriktivste Verwendung des zu­
rückgezahlten Konjunkturzuschlags ergäbe sich, 
wenn die privaten Haushalte ihren Anteil voll im 
Ausland, etwa für Urlaubsreisen, ausgeben wür­
den und die Unternehmen ausschließlich Aus­
landsschulden zurückzahlten, ln diesem Fall ver­
bliebe weder eine direkte Nachfragestimulierung 
noch eine Anreicherung der Bankenliquidität 
in der Bundesrepublik. Lediglich über den 
„Bumerangeffekt“, d. h. durch Rückwirkungen der 
auf das Ausland übertragenen Impulse auf die 
Bundesrepublik — etwa in Form zusätzlicher deut­
scher Exporte -  würden sich sekundäre Nach­
frageanregungen für die Bundesrepublik ergeben.

Die tatsächlichen Folgen der Rückzahlung des 
Konjunkturzuschlags werden zwischen den ge­
schilderten Extremen liegen. Vor allem in den 
privaten Haushalten wird das zusätzliche Einkom­
men auch zusätzliche Käufe auslösen, wenngleich 
sicherlich ein relativ hoher Anteil zunächst ge­
spart wird. Setzt man ihn etwa mit einem Drittel 
an — die durchschnittliche Sparquote des zweiten 
Halbjahrs betrug 1970 und 1971 jeweils annähernd 
15 ”/o —, so ergibt sich unter Außerachtlassung 
sekundärer Anregungen ein zusätzlicher Anstieg 
der privaten Verbrauchsausgaben im zweiten Halb­
jahr von 1,3 “/o. Ein nicht unbeträchtlicher Teil da­
von dürfte angesichts der beginnenden Ferienzeit 
ins Ausland fließen. Schwieriger ist eine Prognose, 
wie die Unternehmen die ihnen erstatteten Be­
träge verwenden werden, da zumindest kurzfristig 
die Selbstfinanzierungsmöglichkeiten kein ent­
scheidender Bestimmungsgrund für Investitionen 
sind. Immerhin mag der Zufluß zum gegenwärti­
gen Zeitpunkt den Prozeß der Erwartungsbesse­
rung beschleunigen, der für eine Aufstockung der 
Investitionsplanungen ausschlaggebend ist.

Anfizyklische Wirksamkeit

Die Impulse, die von der Rückzahlung des Kon­
junkturzuschlags ausgehen, werden also vor allem 
den privaten Konsum anregen. Da aber gerade in 
diesem Bereich die Nachfrage noch relativ zügig 
expandiert und der Preisauftrieb am wenigsten 
nachgelassen hat, wäre ohne das Damokles­
schwert der Befristung kaum schon zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt eine eindeutige Entscheidung 
zugunsten der Mittelfreigabe möglich. Insoweit 
zeigt sich, daß die konjunkturpolitische Hand­
lungsfreiheit durch die Terminierung allzu sehr 
eingeschränkt worden ist. Im übrigen aber ist der 
Grundgedanke des antizyklischen Ausgleichs von 
Nachfrageüberschüssen und Nachfragedefiziten im 
privaten Sektor — bezogen auf die Auslastung der 
Ressourcen — durch die ersten Erfahrungen mit 
dem neuen Instrument keineswegs schon wider­
legt.
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